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1. Einleitung 

In Ergänzung zu der Dokumentation „Gesetzliche Regulierung im Bereich der Servicerobotik in 
China, Japan, Korea und den USA“ werden die dort angeführten Fachartikel ausgewertet und an-
hand gestellter Fragen im Folgenden zu einer Synopse zusammengestellt. 

Neu dazu kommen die gesetzlichen Regulierungen in Deutschland.  

Außerdem wird geprüft, ob ein anderes europäisches Land bereits weitreichende gesetzliche Re-
gelungen getroffen hat. 

Mit einbezogen werden auch ggf. neuere Entwicklungen im Bereich Gesetzgebung und Robotik 
sowie Regelungen des autonomen Fahrens. 

2. Gibt es ein eigenes Robotikgesetz oder eine vergleichbare Regelung? 

Land Gesetz/Name Inhalt/Zusammenfassung 

Deutschland Nein  

China Nein  

Japan Nein  

Korea - Korean Robot Ethics 
Charta (2007)1 

- Intelligent Robots De-
velopment and Distri-
bution Promotion Act 
(2008)2 

- Korean Robot Ethics Charta: 
 Ziel: Regelungen für die Co-Exis-

tenz von Menschen und Robotern 
 Grundprinzip ist, dass der Mensch 

und der Roboter ethisch handeln 
soll bezüglich Würde, Informatio-
nen und Technik 

 Der Mensch soll bei der Herstellung 
und Nutzung des Roboters immer 
auf gute Weise entscheiden 

                                     

1 Trotz intensiver Recherche konnte eine Primärquelle der Charta nicht gefunden werden. Die Erläuterungen be-
ruhen auf Eric Hilgendorf/Minkyu Kim, „Legal Regulation of Autonomous Systems in South Korea on the Exa-
mple of Robot Legislation“, Präsentation veröffentlicht auf http://www.jura.uni-wuerzburg.de; abrufbar unter 
http://www.jura.uni-wuerzburg.de/fileadmin/_migrated/content_uploads/Legal_Regulation_of_Auto-
nomous_Systems_in_South_Korea_on_the_Example_of_Robot_Legislation_-_Hilgendorf_Kim_05.pdf (letzter 
Zugriff: 22.9.2016). 

2 Intelligent Robots Development and Distribution Promotion Act veröffentlicht auf Statutes of the Republic of 
Korea Law Viewer; abrufbar unter http://elaw.klri.re.kr/eng_mobile/viewer.do?hseq=17399&type=part&key=18 
(letzter Zugriff: 22.9.2016). 

http://www.jura.uni-wuerzburg.de/fileadmin/_migrated/content_uploads/Legal_Regulation_of_Autonomous_Systems_in_South_Korea_on_the_Example_of_Robot_Legislation_-_Hilgendorf_Kim_05.pdf
http://www.jura.uni-wuerzburg.de/fileadmin/_migrated/content_uploads/Legal_Regulation_of_Autonomous_Systems_in_South_Korea_on_the_Example_of_Robot_Legislation_-_Hilgendorf_Kim_05.pdf
http://elaw.klri.re.kr/eng_mobile/viewer.do?hseq=17399&type=part&key=18
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 Der Roboter soll dem Menschen als 
Freund, Helfer und Partner gehor-
chen und soll Menschen nicht ver-
letzen 

 Danach soll auch der Roboterher-
steller handeln, zudem ist er ver-
antwortlich für das Roboterrecyc-
ling und den Informationsschutz 

 Der Robotiknutzer muss den Robo-
ter als Freund des Menschen res-
pektieren und darf weder illegale 
Kopien eines Roboters herstellen 
noch Roboter illegal missbrauchen 

 Die Regierung und die Behörden 
sollen bei der Herstellung und Nut-
zung von Robotern auf die Durch-
setzung der Roboterethiken achten  

- Intelligent Robots Development and 
Distribution Promotion Act: 
Enthält Regelungen für die Robotik-In-
dustrie: 
 Kapitel 2: Regierung soll alle 5 

Jahre einen Basisplan erstellen für 
die Entwicklung und den Vertrieb 
von intelligenten Robotern (u.a. 
mittel- und langfristige Ziele, Infra-
struktur, praktische Umsetzung der 
Charta) 

 Kapitel 3: Einrichtung einer Zertifi-
zierungsstelle für die Qualitätssi-
cherung und den erleichterten Ver-
trieb der Robotik; die Zertifizie-
rungsstelle soll die Namen der zer-
tifizierten Produkte veröffentlichen 
und sie ist befugt, Inspektionen 
durchzuführen sowie ausgestellte 
Zertifikate wieder zurückzuneh-
men; Regelungen bezüglich einer 
Versicherung für Schäden, die 
durch zertifizierte intelligente Ro-
boter verursacht werden; Regelun-
gen bezüglich des Erlasses der 
Charta 

 Kapitel 4: Regelungen hinsichtlich 
der Form der Investmentgesell-
schaften 

 Kapitel 5: Regelungen für die Grün-
dung von Robot Land 
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 Kapitel 6: Einrichtung eines Korea 
Robot Industry Promotion Institute 
(KIRIA) (tatsächlich im Jahr 2010 
erfolgt)3 für die Förderung der Ro-
botikindustrie sowie die Unterstüt-
zung der Entwicklung von Richtli-
nien („policies“) bzgl. der Robo-
tikindustrie (weitere Aufgaben u.a.: 
Statistiken erheben, internationale 
Zusammenarbeit unterstützen, Um-
setzung der Charta) 

 Kapitel 8: Straf- und Bußgeldvor-
schriften insbesondere für Invest-
mentgesellschaften 

USA Nicht ersichtlich  

 

3. Gibt es andere rechtliche Initiativen der Regierung bezüglich Servicerobotik? 

Land Initiative Inhalt/Zusammenfassung 

Deutschland Nein  

China Nicht ersichtlich  

Japan - Japan’s Robot Strategy 
20154 

- Entwicklung von Si-
cherheitsstandards 
durch die vom Minis-
terium für Wirtschaft, 
Handel und Industrie 
(METI) gegründete 
New Energy and In-
dustrial Technology 

- Das METI hat im Rahmen eines 5-Jah-
res-Plans (Japan’s Robot Strategy 2015) 
für die Robotikindustrie Vorstellungen 
geäußert für einen rechtlichen Rahmen, 
der eine effiziente Weiterentwicklung 
der Roboter ermöglicht und zugleich 
darauf hingewiesen, dass angesichts 
der Verbreitung von Robotern die Si-
cherheitsstandards für Verbraucher der 
Entwicklung angepasst und neue ge-
setzliche Regelungen für Unfälle, die 

                                     

3 Internetauftritt des Korea Institute for Robot Industry Advancement; abrufbar unter http://www.k-robot.org/in-
dex.9is;jsessionid=3B3F15F02B7DF806605EA9E0A7C80920?contentUid=0000000047cda2f401485d66d993036f 
(letzter Zugriff: 22.9.2016). 

4 „New Robot Strategy. Japan’s Robot Strategy – Vision, Strategy, Action Plan –“, veröffentlicht auf 
www.meti.go.jp; abrufbar unter http://www.meti.go.jp/english/press/2015/pdf/0123_01b.pdf (letzter Zugriff: 
22.9.2016). 

http://www.k-robot.org/index.9is;jsessionid=3B3F15F02B7DF806605EA9E0A7C80920?contentUid=0000000047cda2f401485d66d993036f
http://www.k-robot.org/index.9is;jsessionid=3B3F15F02B7DF806605EA9E0A7C80920?contentUid=0000000047cda2f401485d66d993036f
http://www.meti.go.jp/
http://www.meti.go.jp/english/press/2015/pdf/0123_01b.pdf
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Development Orga-
nization (NEDO)5 

- Bis März 2017 soll die 
National Police 
Agency Richtlinien er-
stellen, wonach Unter-
nehmen Autos ohne 
Fahrer testen lassen 
können. Derzeit er-
laubt der Road Traffic 
Act nur automatisches 
Fahren, sofern noch 
eine Person am Steuer 
sitzt.6 

durch den Einsatz von Robotern entste-
hen, in Betracht gezogen werden soll-
ten. 

Korea Nicht ersichtlich  

USA Nicht ersichtlich  

 

4. Gibt es Anpassungen im Datenschutzrecht/bei datenschutzrechtlichen Bestimmungen? 

Land Neuerung/Anpassung 

Deutschland Nein 

China Nicht ersichtlich 

Japan Nicht ersichtlich 

Korea In Artikel 5 der Korean Robot Ethics Charta wird aufgeführt wird, dass die Her-
steller von Robotern für den Informationsschutz Verantwortung tragen. Wie ge-
nau sich dies in datenschutzrechtlichen Bestimmungen niederschlägt, konnte 
nicht ermittelt werden. 

USA Nicht ersichtlich 

 

                                     

5 “The Global Race To Robot Law: 1st Place, Japan“ veröffentlicht auf http://www.roboticsbusinessreview.com 
am 24. September 2012; abrufbar unter https://www.roboticsbusinessreview.com/the_global_race_to_ro-
bot_law_1st_place_japan/ (letzter Zugriff: 22.9.2016). 

6 „Japan devising rules oft he road for robots“ veröffentlicht auf asia.nikkei.com am 19. November 2015; abrufbar 
unter http://asia.nikkei.com/magazine/20151119-SOMETHING-TO-PROVE/Tech-Science/Japan-devising-rules-
of-the-road-for-robots (letzter Zugriff: 22.9.2016). 

http://www.roboticsbusinessreview.com/
https://www.roboticsbusinessreview.com/the_global_race_to_robot_law_1st_place_japan/
https://www.roboticsbusinessreview.com/the_global_race_to_robot_law_1st_place_japan/
http://asia.nikkei.com/magazine/20151119-SOMETHING-TO-PROVE/Tech-Science/Japan-devising-rules-of-the-road-for-robots
http://asia.nikkei.com/magazine/20151119-SOMETHING-TO-PROVE/Tech-Science/Japan-devising-rules-of-the-road-for-robots
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5. Gibt es Anpassungen im Produkthaftungsrecht/bei haftungsrechtlichen Bestimmungen? 

Land Neuerung/Anpassung 

Deutschland Nein 

China Nicht ersichtlich 

Japan Nicht ersichtlich 

Korea Nicht ersichtlich 

USA Nicht ersichtlich 

 

6. Gibt es in Deutschland eine nennenswerte gesellschaftliche öffentliche Debatte über die 
Nutzung von Servicerobotern? 

In der Presse finden sich hin und wieder Artikel, die die neusten Entwicklungen und Möglich-
keiten der Roboter beschreiben oder über Messen und sonstige Veranstaltungen informieren. Dies 
gilt auch für die Berichte im TV. Im Internet findet man Videoclips, die über den Test von Robo-
tern im Einsatz als Liefer-Roboter berichten.  

Im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) über die VDI/VDE Inno-
vation und Technik GmbH wurde im Zeitraum vom 6. bis zum 21. April 2016 eine repräsentative 
Befragung von 1.003 Bundesbürgern zum Thema „Service-Robotik: Mensch- Technik-Interaktion 
im Alltag“ durchgeführt. Gegenstand der Untersuchung waren u.a. die bisherigen Erfahrungen 
der Befragten mit Robotern, die Vorstellbarkeit des Einsatzes solcher Roboter im eigenen Haus-
halt sowie die Bedeutung des Schutzes persönlicher Daten bei einem Einsatz solcher Roboter. Die 
Ergebnisse der Umfrage können unter https://www.bmbf.de/files/BMBF_forsa_Robotik_FI-
NAL2016.pdf (Stand 02.09.2016) abgerufen werden. 

7. Gesetzliche Regelungen zu Servicerobotik in anderen europäischen Ländern 

Keines der europäischen Länder hat umfassende gesetzliche Regelungen zur Servicerobotik ein-
geführt. Allerdings gab es ein von der Europäischen Kommission gefördertes Projekt – Robolaw –
, das sich von 2012 bis 2014 umfassend mit den rechtlichen Herausforderungen der Servicerobo-
tik auseinandergesetzt hat. Hierbei wurde insbesondere herausgearbeitet7: 

                                     

7 RoboLaw Report Summary. Final Report Summary – ROBOLAW (Regulating Emerging Robotic Technologies in 
Europe: Robotics facing Law and Ethics); abrufbar unter: http://cordis.europa.eu/result/rcn/161246_en.html 
(letzter Zugriff: 26.8.2016). 

https://www.bmbf.de/files/BMBF_forsa_Robotik_FINAL2016.pdf
https://www.bmbf.de/files/BMBF_forsa_Robotik_FINAL2016.pdf
http://cordis.europa.eu/result/rcn/161246_en.html
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- Sicherheitsregelungen: Während es im Zusammenhang mit Robotern in Fabriken hinsicht-
lich der Mitarbeitersicherheit Standards (wie etwa ISO 10218) gibt, bedarf es bei der Ser-
vicerobotik in weniger standardisierten Umfeldern als einer Fabrik spezieller Regulierun-
gen.  

- Haftung: Roboter können nicht haftbar gemacht werden für schädigendes Verhalten. Her-
steller, Besitzer oder Nutzer des Roboters können ggf. haftbar gemacht werden, sofern den 
jeweiligen Akteuren eine Kausalität für den Schaden sowie eine Vorhersehbarkeit des 
Schadens angelastet werden kann. Problematisch ist allerdings gerade der Kausalitätsbe-
weis, da die Ursache nicht unbedingt in der Hard- oder Software liegen muss, sondern 
auch auf unvorhersehbare Umfeldfaktoren zurückzuführen sein kann. Diese Komplexität 
führt zu rechtlichen Unsicherheiten. Bei der Regulierung der Haftung muss eine Balance 
gefunden werden zwischen einer Haftung der Hersteller, Besitzer und Nutzer des Roboters 
für Schäden einerseits, aber auch der Bereitschaft dieser Parteien, Roboter herzustellen 
und zu nutzen, die dann sinken kann, wenn ihnen das Haftungsrisiko in hohem Maße auf-
gebürdet wird. 

- Recht am geistigen Eigentum: Grundsätzlich können in den untersuchten Ländern die Re-
gelungen des Rechts am geistigen Eigentum auf Robotik übertragen werden.  

- Privatsphäre und Datenschutz: Serviceroboter können Informationstechnologie enthalten 
und mit sensiblen Daten in Kontakt kommen. Grundsätzlich können die entsprechenden 
Datenschutzregelungen bei der Softwareprogrammierung umgesetzt werden. Auch kann 
in die Interaktion zwischen Roboter und Nutzer eingebaut werden, wieviel seiner Daten 
dieser preisgibt. Problematisch könnte der unterschiedlich ausgeprägte rechtliche Daten-
schutz verschiedener Länder sein. 

- Rechtsgeschäftsfähigkeit: Roboter sind in den untersuchten Ländern nicht geschäftsfähig, 
sie führen lediglich aus ohne selbst Geschäfte zu tätigen. 

8. Neuere Entwicklungen in der Gesetzgebung 

Der Rechtsausschuss des Europäischen Parlaments hat am 31.5.2016 einen Entwurf einer Ent-
schließung des Europäischen Parlaments mit Empfehlungen an die Kommission zu zivilrechtli-
chen Regelungen im Bereich Robotik vorgelegt (2015/2103(INL)).8 Der Rechtsausschuss sieht ei-
nen dringenden Handlungsbedarf für gemeinsame europäische zivilrechtliche Regelungen im Be-
reich der Robotik. Gestützt wird der Entwurf auf die Erwägungen der Weiterentwicklung künstli-
cher Intelligenz, des Wachstums des Verkaufs von Robotern und der Verbreitung der Robotik auf 
neue Gebiete wie Verkehr, Gesundheitswesen und Bildung. Ebenso wird angeführt, dass der ver-
mehrte Einsatz von Robotern Auswirkungen auf die Beschäftigung und – damit einhergehend – 
die Tragfähigkeit der Sozialversicherungssysteme hat bei Beibehaltung der derzeitigen Besteue-
rungsgrundlage; angesichts der Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt sei ein allgemeines Grund-
einkommen ernsthaft in Erwägung zu ziehen.  

Der Rechtsausschuss hält einen ethischen Leitrahmen für die Konstruktion und Nutzung von Ro-
botern für nötig und schlägt eine Charta vor mit Verhaltenskodizes für Robotikingenieure sowie 

                                     

8 Entwurf eines Berichts mit Empfehlungen an die Kommission zu zivilrechtlichen Regelungen im Bereich Robo-
tik (2015/2103(INL)), abrufbar unter: http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONS-
GML%2BCOMPARL%2BPE-582.443%2B01%2BDOC%2BPDF%2BV0//DE (letzter Zugriff: 25.8.2016). 

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML%2BCOMPARL%2BPE-582.443%2B01%2BDOC%2BPDF%2BV0//DE
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML%2BCOMPARL%2BPE-582.443%2B01%2BDOC%2BPDF%2BV0//DE
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für Ausschüsse zu ethischen Fragen in der Forschung. Die Charta umfasst folgende Überlegun-
gen: 

- Ethischer Verhaltenskodex für Robotikingenieure enthält insbesondere die Aufforderung 
an alle Forscher und Konstrukteure, die Würde, Privatsphäre und Sicherheit von Men-
schen zu respektieren, wobei sie nach dem Vorsorgeprinzip handeln sollen und sie eine 
Rechenschaftspflicht tragen sollten.  

- Kodex für Ausschüsse zu ethischen Fragen in der Forschung enthält Überlegungen bezüg-
lich der Unabhängigkeit, Zuständigkeit, Transparenz und Rechenschaftspflicht, Besetzung 
der Ausschüsse und die Überwachung von Forschungsarbeiten. 

Bezüglich Robotern in der Pflege und der Medizin wird auf ethische Probleme hingewiesen, wie 
die Entmenschlichung der Pflegepraktiken und die menschliche „Optimierung“, sodass in Kran-
kenhäusern und anderen medizinischen Einrichtungen Ausschüsse zu ethischen Fragen einge-
richtet werden sollten. Auch wird bei medizinischen Robotern das Erfordernis einer angemesse-
nen Ausbildung von Ärzten und Pflegepersonal unterstrichen. 

Der Rechtsausschuss fordert eine Definition für „Intelligente Roboter“ und die Festlegung ihrer 
Unterkategorien und empfiehlt die Einführung eines Registrierungssystems von Robotern sowie 
die Förderung von Forschungsprogrammen bezüglich der Robotik sowie die Einrichtung einer 
Europäischen Agentur für Robotik und Künstliche Intelligenz. Vorgeschlagen wird auch die Ein-
führung einer Lizenz für Konstrukteure und Nutzer von Robotern. 

Es sollte eine einheitliche Normierung bezüglich der Roboter fortgesetzt werden. Hinsichtlich der 
Sicherheit sei zu bedenken, dass die Prüfung von Robotern in lebensnahen Szenarien einen wirk-
samen Überwachungsmechanismus erfordere. Es müssten einheitliche Kriterien für alle Mitglied-
staaten bezüglich der Zulässigkeit von Experimenten mit Robotern entworfen werden. 

Der Rechtsausschuss fordert zudem die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, bezüglich des 
Rechts am geistigen Eigentum sowie des Datenschutzes Regelungen zu treffen. 

Auch mit der zivilrechtlichen Haftung von Robotern setzt sich der Rechtsausschuss auseinander, 
da Roboter mit immer mehr autonomen und kognitiven Merkmalen entwickelt würden und auf-
grund dieser Fähigkeiten Roboter immer weniger als bloßes Werkzeug des Menschen betrachtet 
werden könnten. Der Ausschuss kommt zu dem Schluss, dass das künftige legislative Rechtsin-
strument (außerhalb von Sachbeschädigung) keine Schadensbeschränkung vorsehen sollte und 
dass die Anwendung der verschuldensunabhängigen Haftung obligatorisch sei, sodass in Scha-
densfällen lediglich der Eintritt des Schadens sowie die Kausalität zwischen schädigendem Ver-
halten des Roboters und dem Schadenseinstritt bewiesen werden müssten. Die Haftung der letzt-
lich verantwortlichen Parteien solle grundsätzlich im Verhältnis zum tatsächlichen Ausmaß der 
Anweisungen stehen, die dem Roboter gegeben worden seien, sowie im Verhältnis zu dessen Au-
tonomiegrad. Es wird eine Versicherungspflicht für Roboter vorgeschlagen, die etwa von dem 
Hersteller für jeden autonomen Roboter, den er produziere, abgeschlossen werden sollte. Außer-
dem solle dieses Versicherungssystem einen Versicherungsfonds für Schäden enthalten, für die 
kein Versicherungsschutz bestehe. Auch die vertragliche Haftung müsse überdacht werden, 
wenn Roboter dazu konzipiert seien, den Vertragspartner selbst auszuwählen und Vertragskondi-
tionen auszuhandeln. Generell sollte über einen rechtlichen Status von Robotern nachgedacht 
werden. 
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9. Regelungen des autonomen Fahrens 

9.1. In Deutschland 

Durch die Übernahme der Änderung der Artikel 8 und 39 des Wiener Übereinkommen über den 
Straßenverkehr9 ist es nicht mehr zwingend erforderlich, dass jedes Fahrzeug, das sich in Bewe-
gung befindet, einen Fahrzeugführer braucht, welcher die jederzeitige Beherrschbarkeit über sein 
Fahrzeug haben muss. 

Gestattet sind mit Änderung des Übereinkommens im März 2016 Fahrzeugsysteme, die einen 
Einfluss auf das Führen eines Fahrzeuges haben, wenn sie den Bedingungen für den Bau, Einbau 
und die Verwendung nach den internationalen Rechtsinstrumenten betreffend Radfahrzeuge, 
Ausrüstungsgegenstände und Einbauteile entsprechen. 

Fahrzeugsysteme, die diesen genannten Bedingungen nicht entsprechen, gelten als vereinbar, 
wenn diese Systeme von Fahrzeugführer übersteuert oder abgeschaltet werden können. 

Damit wird der Weg frei gemacht, dass automatisierte Fahrsysteme immer mehr Fahraufgaben 
selbständig übernehmen können. Es bedeutet aber auch, dass nach wie vor der Fahrer die Verant-
wortung behält und jederzeit die Kontrolle über das Fahrzeug übernehmen können muss. 

Ein vollautomatisiertes Fahren ist in Deutschland weiterhin nicht zugelassen. 

9.2. In den USA 

In einzelnen US-Staaten gibt es gesetzliche Regelungen hinsichtlich des automatisierten Fah-
rens.10 

In Kalifornien gibt es das Gesetz CA SB 129811 vom 25.9.2012, wonach das Department of the Ca-
lifornia Highway Patrol aufgefordert wird, Sicherheitsstandards und Leistungsanforderungen für 
den sicheren Betrieb sowie Testfahrten von autonomen Fahrzeugen festzulegen. Sofern diese 
Standards und Anforderungen erfüllt werden, dürfen autonome Fahrzeuge auf öffentlichen Stra-
ßen betrieben oder getestet werden. 

                                     

9 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Artikel 8 und 39 des Übereinkommens vom 8. November 1968 über 
den Straßenverkehr, BT Drs. 18/8951. 

10 Eine Übersicht über die in einzelnen US-Bundesstaaten verabschiedeten Gesetze findet sich unter 
http://www.ncsl.org/research/transportation/autonomous-vehicles-legislation.aspx (letzter Zugriff: 22.9.2016). 

11 Abrufbar unter https://leginfo.legislature.ca.gov/faces/billNavClient.xhtml?bill_id=201120120SB1298 (letzter 
Zugriff: 22.9.2016). 

http://www.ncsl.org/research/transportation/autonomous-vehicles-legislation.aspx
https://leginfo.legislature.ca.gov/faces/billNavClient.xhtml?bill_id=201120120SB1298
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In Florida wurde am 16.4.2012 das Gesetz FL HB 120712 erlassen und verkündet, in dem die Be-
griffe autonomes Fahrzeug und autonome Technologie definiert werden. Dieses Gesetz soll das 
sichere Entwickeln, Testen und Bedienen autonomer Fahrzeuge auf den öffentlichen Straßen för-
dern. Personen mit einem gültigen Führerschein dürfen ein autonomes Fahrzeug auf öffentlichen 
Straßen bedienen. Das Gesetz ermächtigt zum Betrieb autonomer Fahrzeuge zu Testzwecken 
durch Mitarbeiter von Firmen, die autonome Fahrzeuge herstellen, unter bestimmten Vorausset-
zungen (die Person muss sich im Fahrzeug befinden und jederzeit eingreifen können) und ver-
langt vor dem Test eine Form der Versicherung oder Bürgschaft. Das Department of Highway Sa-
fety and Motor Vehicles soll einen Bericht erstellen hinsichtlich weiterer eventuell durchzufüh-
render Gesetzesänderungen. Mit dem Gesetz FL HB 702713 vom 4. April 2016 wird der Betrieb 
eines autonomen Fahrzeugs auf öffentlichen Straßen durch Personen mit einem gültigen Führer-
schein erlaubt. Dieses Gesetz streicht die Regelungen hinsichtlich des Tests von autonomen Fahr-
zeugen. Für eine Registrierung in Florida müssen autonome Fahrzeuge bestimmte Voraussetzun-
gen erfüllen: Das Fahrzeug muss ein Notfallsystem beinhalten, wonach beim Auftreten von Feh-
lern des autonomen Systems entweder der Betreiber des Fahrzeugs wieder Kontrolle über das 
Fahrzeug übernimmt oder das Fahrzeug angehalten wird. Des Weiteren muss angezeigt werden, 
dass das Fahrzeug autonom betrieben wird und es muss in der Lage sein, sich an die Verkehrsre-
geln zu halten. 

In Louisiana trat am 2. Juni 2016 das Gesetz LA HB 114314 in Kraft, in dem lediglich der Begriff 
„autonome Technologie“ definiert wird. 

In Michigan wurde am 20. Dezember 2013 das Gesetz MI S 16915 erlassen und verkündet, wonach 
der Betrieb autonomer Fahrzeuge ausschließlich zu Forschungs- und Testzwecken erlaubt wird. 
Ein registriertes autonomes Fahrzeug muss in der Lage sein, die automatische Technologie ein- 
und auszuschalten, es muss dem Insassen klar zu erkennen geben, ob das Fahrzeug im autono-
men Betrieb fährt und es muss den Fahrzeugbetreiber bei technischen Fehlern warnen können 
um eine sichere Handhabung des Fahrzeugs zu ermöglichen. Hersteller autonomer Fahrzeuge 
werden von der Haftung für Schäden befreit, die durch Veränderungen an dem autonomen Fahr-
zeug oder der autonomen Technologie entstehen, die eine dritte Person vorgenommen hat. In 
dem Gesetz MI SB 66316 vom 26. Dezember 2013 wird die Haftung für den Hersteller autonomer 
Hersteller präzisiert, wonach er von der Haftung befreit wird, wenn eine dritte Person ein nicht-
autonomes Fahrzeug in ein autonomes umbaut, oder zu diesem Zweck Geräte in das Fahrzeug 
einbaut, sowie wenn eine dritte Person ein autonomes Fahrzeug verändert. Auch der Hersteller 

                                     

12 Abrufbar unter https://www.flsenate.gov/Session/Bill/2012/1207/?Tab=BillText (letzter Zugriff: 22.9.2016). 

13 Abrufbar unter https://www.flsenate.gov/Session/Bill/2016/7027/Category/?Tab=BillText (letzter Zugriff: 
22.9.2016). 

14 Abrufbar unter https://legiscan.com/LA/text/HB1143/2016 (letzter Zugriff: 22.9.2016). 

15 Abrufbar unter http://www.legislature.mi.gov/documents/2013-2014/publicact/pdf/2013-PA-0231.pdf (letzter 
Zugriff: 22.9.2016). 

16 Abrufbar unter https://www.legislature.mi.gov/documents/2013-2014/publicact/pdf/2013-PA-0251.pdf (letzter 
Zugriff: 22.9.2016). 

https://www.flsenate.gov/Session/Bill/2012/1207/?Tab=BillText
https://www.flsenate.gov/Session/Bill/2016/7027/Category/?Tab=BillText
https://legiscan.com/LA/text/HB1143/2016
http://www.legislature.mi.gov/documents/2013-2014/publicact/pdf/2013-PA-0231.pdf
https://www.legislature.mi.gov/documents/2013-2014/publicact/pdf/2013-PA-0251.pdf
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von Teilkomponenten des autonomen Fahrzeugs wird von der Haftung befreit, soweit sich Schä-
den aus der Veränderung dieser Teilkomponenten durch Dritte ergeben. 

In Nevada wurde mit dem am 17. Juni 2011 in Kraft getretenen Gesetz NV AB 51117 normiert, 
dass das Verkehrsministerium Regelungen verabschieden soll, die zum Betrieb autonomer Fahr-
zeuge auf den Highways Nevadas ermächtigen. Diese Regelungen sollen festlegen, welche Anfor-
derungen ein autonomes Fahrzeug erfüllen muss, um auf Nevadas Highways betrieben zu wer-
den. Außerdem sollen Anforderungen hinsichtlich der Versicherung für den Test oder Betrieb 
eines autonomen Fahrzeugs festgelegt sowie Sicherheitsstandards aufgestellt werden. Das Testen 
von autonomen Fahrzeugen soll sich auf bestimmte geographische Bereiche beschränken. Außer-
dem sollen Führerscheine einen Vermerk für den Betrieb eines autonomen Fahrzeugs erhalten. 
Ebenfalls am 17. Juni 2011 wurde in Nevada das Gesetz NV SB 14018 verabschiedet, in dem das 
Nutzen von Mobiltelefonen während des Fahrens verboten wurde, wobei dieses Verbot ausdrück-
lich nicht auf den legalen Betrieb eines autonomen Fahrzeugs anwendbar ist. Am 2. Juni 2013 
wurde das Gesetz NV SB 31319 erlassen und verkündet. Dieses sieht vor, dass vor dem Test eines 
autonomen Fahrzeugs auf Nevadas Highways entweder eine Versicherung über einen Betrag von 
5.000.000 $ nachgewiesen oder dieser Betrag bei dem Verkehrsministerium hinterlegt oder eine 
Bürgschaft über diese Geldsumme nachgewiesen werden muss. Bei dem Test eines autonomen 
Fahrzeugs muss sich eine Person in dem Fahrzeug befinden, um gegebenenfalls die Kontrolle 
über dieses wieder übernehmen zu können. Ein autonomes Fahrzeug muss, um registriert werden 
zu können, die Standards und Regelungen des Staates erfüllen. Damit ein autonomes Fahrzeug 
getestet oder betrieben werden darf, muss die Technologie jederzeit ein- und ausgeschaltet wer-
den können, sowie dem Insassen anzeigen, wenn die autonome Technologie eingesetzt wird. Au-
ßerdem muss das Fahrzeug mit einem Warnsystem ausgestattet sein, sodass der Betreiber im 
Falle eines technischen Defekts das Fahrzeug manuell steuern kann und es muss in der Lage 
sein, die Verkehrsregeln einzuhalten. Der Hersteller eines Fahrzeugs haftet nicht für Schäden, die 
durch den Umbau des Fahrzeugs in ein autonomes Fahrzeugs entstehen, sofern der Fehler des 
Fahrzeugs nicht bereits in seiner ursprünglichen Herstellung bestand. 

Nach dem in North Dakota am 20. März 2015 in Kraft getretenen Gesetz ND HB 106520 soll unter-
sucht werden, inwieweit Gesetze geändert müssen für den Betrieb und des Test von autonomen 
Fahrzeugen. Bei der Studie soll auch berücksichtigt werden, inwieweit durch den Einsatz auto-
nomer Fahrzeuge Unfälle durch Fahrerfehler sowie Staus und Kraftstoffverbrauch reduziert wer-
den können.  

                                     

17 Abrufbar unter https://www.leg.state.nv.us/Session/76th2011/Bills/AB/AB511_EN.pdf (letzter Zugriff: 
22.9.2016). 

18 Abrufbar unter http://nhp.nv.gov/uploadedFiles/nhpnvgov/content/Media/DistractedDrivingLaws.pdf (letzter 
Zugriff: 22.9.2016).  

19 Abrufbar unter http://www.leg.state.nv.us/Session/77th2013/Bills/SB/SB313.pdf (letzter Zugriff: 22.9.2016). 

20 Abrufbar unter http://www.legis.nd.gov/assembly/64-2015/documents/15-0167-03000.pdf (letzter Zugriff: 
22.9.2016). 
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http://www.leg.state.nv.us/Session/77th2013/Bills/SB/SB313.pdf
http://www.legis.nd.gov/assembly/64-2015/documents/15-0167-03000.pdf


 

 
 

 

 

Wissenschaftliche Dienste Sachstand 
WD 7 - 3000 - 129/16 

Seite 14 

In Tennessee wurde am 24. April 2015 das Gesetz TN SB 59821 erlassen und verkündet, wonach 
Kommunalverwaltungen den Betrieb autonomer Fahrzeuge nicht untersagen dürfen, soweit die 
Fahrzeuge die Sicherheitsanforderungen erfüllen. Nach dem am 22. März 2016 in Kraft getrete-
nen Gesetz TN SB 233322 darf ein autonomes Fahrzeug mit einem elektronischen Display für 
Kommunikation und Information ausgestattet sein, sofern es nur dann eingeschaltet ist, wenn das 
Fahrzeug autonom in Betrieb ist. Am 27. April 2016 wurde das Gesetz TN SB 156123 verabschie-
det. In diesem wird unterschieden zwischen autonomen Fahrzeugen, die Bedienelemente haben 
können, die von einem Menschen benutzt werden, die aber nicht die Anwesenheit des Menschen 
erfordern (NORAV = no-operator-required autonomous vehicle) und autonomen Fahrzeugen mit 
von einem Menschen genutzten Bedienelementen, die die Anwesenheit eines Menschen in dem 
Fahrzeug erfordern (ORAV = operator-required autonomous vehicle). Sowohl für die NORAVs als 
auch die ORAVs soll das Ministerium Regelungen für den Betrieb und den Test aufstellen, um 
einen sicheren Betrieb zu ermöglichen. ORAVs dürfen getestet und verkauft werden von zertifi-
zierten Herstellern, wobei für den Betrieb und Test von ORAVs auf öffentlichen Straßen Regelun-
gen aufgestellt werden. Sowohl für ORAVs als auch für NORAVs soll eine Gebrauchssteuer erho-
ben werden. 

In Utah wurde am 23. März 2016 das Gesetz UT HB 28024 erlassen und verkündet, wonach das 
Department für öffentliche Sicherheit eine Studie durchführen soll hinsichtlich einzuführender 
gesetzlicher Regelungen für autonome Fahrzeuge. 

In Washington, D. C. trat am 23. April 2013 das Gesetz 2012 DC B 19-093125 in Kraft. Demnach 
darf ein autonomes Fahrzeug auf öffentlichen Straßen betrieben werden, sofern es eine Funktion 
hat, nach der der Betreiber des Fahrzeugs dieses jederzeit selbst führen kann, sofern es einen 
Fahrer hat und sofern es in der Lage ist, die Verkehrsregeln einzuhalten. Der Hersteller eines 
Fahrzeugs ist nicht haftbar für Schäden, die auf den Umbau in ein autonomes Fahrzeug zurück-
zuführen sind. 

- Ende der Bearbeitung - 

                                     

21 Abrufbar unter http://www.capitol.tn.gov/Bills/109/Bill/SB0598.pdf (letzter Zugriff: 22.9.2016). 

22 Abrufbar unter http://www.capitol.tn.gov/Bills/109/Bill/SB2333.pdf (letzter Zugriff: 22.9.2016). 

23 Abrufbar unter http://www.capitol.tn.gov/Bills/109/Bill/SB1561.pdf (letzter Zugriff: 22.9.2016). 

24 Abrufbar unter http://le.utah.gov/~2016/bills/hbillenr/HB0280.pdf (letzter Zugriff: 22.9.2016). 

25 Abrufbar unter http://dcclims1.dccouncil.us/images/00001/20121210175201.pdf (letzter Zugriff: 22.9.2016). 
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